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1
Die gesamtwirtschaftliche
Einkommensentwicklung

Gesamtwirtschaftliche Verteilungsquoten
wie die Lohnquote sind nur sehr grobe Ver-
teilungsmaße; ihre „übliche“ Aussagefähig-
keit basiert zudem auf einer meist unaus-
gesprochenen Prämisse: Dass das Volksein-
kommen wächst und dass eine steigende
oder sinkende Lohnquote folglich einen
mehr oder weniger gerechten Anteil des
Produktionsfaktors Arbeit am Wohlstand
signalisiert. Diese Wachstumsprämisse traf
2008 gerade noch zu, obwohl einzelne
Volkseinkommens-Komponenten schon
wegen der Krise zu sinken begannen. Auf
dieser Wachstumsbasis, noch getragen vom
Aufschwungsende, entwickelte sich 2008
die Lohnquote brutto wie netto nicht ganz
so negativ (Tabelle 1 und 2) wie im WSI-
Verteilungsbericht 2008 vermutet wurde
(Schäfer 2008). Zu der positiveren Ent-
wicklung beigetragen haben ein kleiner 
Beschäftigungszuwachs im letzten Auf-
schwungjahr und die in Vorjahresverglei-
chen relativ kräftigen, „nachholenden“ 
Tariferhöhungen der Nominallöhne (aus-
führlich: Bispinck 2009a). Sie wurden al-
lerdings als effektiv ausgezahlte Bruttolöh-
ne und vor allem als verfügbare Nettolöh-
ne sowohl durch Anrechnungen und stei-
gende Abgaben (Tabelle 3) als auch durch
Preissteigerungen erneut relativiert (Bren-
ke 2009). Ohnehin ist der Lohnzuwachs in
Deutschland im internationalen Vergleich
– wie schon in der Vergangenheit – auch
2008 „bescheiden“ ausgefallen (Statisti-

sches Bundesamt 2009a, S. 33): Die Ar-
beitskosten je geleistete Arbeitsstunde stie-
gen im Euro-Währungsgebiet gegenüber
2007 durchschnittlich um 3,4 %; in
Deutschland nur um 2,5 %. Unterhalb des
deutschen Wertes lag nur noch Schweden
mit einer Veränderungsrate von –1,3 %.
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Aus der Krise in die Krise? 
WSI-Verteilungsbericht 2009

Claus Schäfer

Was Ende 2008 schon zu befürchten war, verdichtet sich heute immer mehr zur Gewissheit: Selbst aus der weltweiten Finanzmarkt-
krise und ihren Folgen will die nationale Politik scheinbar nicht lernen, dass eine Hauptursache die steigende Ungleichheit in der 
Einkommens- und Vermögensverteilung war. Anstatt dies zu reflektieren, werden zurzeit die Weichen gestellt für noch mehr soziale 
Polarisierung durch anhaltende oder sogar verschärfte Umverteilung von unten nach oben – und damit auch für die weitere „nachhal-
tige“ Schwächung von Binnenmarkt und Wachstum.

BERICHTE DES WSI

Tabelle 1: Bruttolohn- und -gewinnquote in Deutschland –
Das volkswirtschaftliche Einkommen aller Sektoren vor der 
öffentlichen Umverteilung

Volks- Tatsächliche Tatsächliche Arbeitnehmerquote4) Struktur-
einkommen Bruttolohn- Bruttogewinn- bereinigte 

quote3) quote Bruttolohn-
quote5)

Mrd. € % % % Index6) %
– alte Bundesländer1) –

1960 122,8 60,1 39,9 77,2 92,5 65,0
1970 274,7 67,3 32,7 83,4 100,0 67,3
1980 591,0 75,2 24,8 88,3 105,9 71,0
1990 987,2 69,8 30,2 89,6 107.4 65,0
1991 1.065,4 70,0 30,0 89,6 107,4 65,2

– alte und neue Bundesländer2) –
1991 1.192,6 71,0 29,0 90,9 100,0 71,0
1995 1.397,2 71,4 28,6 90,0 99,0 72,1
1996 1.417,7 71,0 29,0 90,0 99,9 71,7
1997 1.438,6 70,3 29,7 89,8 98,8 71,2
1998 1.466,1 70,4 29,6 89,8 98,8 71,3
1999 1.487,3 71,2 28,8 90,0 99,0 71,9
2000 1.524,4 72,2 27,8 90,0 99,0 72,9
2001 1.560,9 71,8 28,2 89,9 98,9 72,6
2002 1.576,1 71,6 28,4 89,8 98,8 72,5
2003 1.600,0 70,8 29,2 89,5 98,5 71,9
2004 1.672,3 68,0 32,0 89,1 98,0 69,4
2005 1.694,7 66,7 33,3 88,8 97,7 68,3
20067) 1.778,1 64,6 35,4 88,7 97,6 66,2
20077) 1.840,3 64,2 35,8 88,8 97,7 65,7
20087) 1.886,0 65,0 35,0 89,0 97,9 66,4
2009 1Hj.7) 856,0 68,3 31,7 89,0 97,9 69,8
1) Angaben für 1960 nach dem aufgegebenen deutschen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen, ab 1970 nach dem – für
Westdeutschland zurückgerechneten – Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG). – 2) Angaben auf Ba-
sis des ESVG. – 3) Anteil des Bruttoeinkommens aus unselbstständiger Arbeit (im ESVG: des Arbeitnehmerentgelts) einschließlich der
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung am Volkseinkommen. – 4) Anteil der beschäftigten Arbeitnehmer an den Erwerbstätigen
(Inland). – 5) Bereinigt vom Einfluss, der sich aus der Änderung der Erwerbstätigenstruktur ergibt. Die Arbeitnehmerquote des Jahres
1970 bzw. 1991 wird über alle Jahre hinweg konstant gehalten. – 6) Für die alten Bundesländer 1970 = 100, für Deutschland 1991
= 100. – 7) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, 
Stand: August 2009). Berechnungen des Autors.
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Seit Anfang 2009 gilt nun die Wachs-
tumsprämisse der quotenbezogenen Vertei-
lungsargumente nicht mehr: Das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) schrumpft und mit
ihm das Volkseinkommen. Allerdings sin-
ken zunächst nur die Gewinn- und vor al-
lem die Vermögenseinkommen, was rein
rechnerisch zu einer steigenden Lohnquo-
te führt. Dieser Effekt jedoch zeigt keines-
wegs die Wohlstandmehrung von Arbeit-
nehmern und ihren Familien an. Im ersten
Halbjahr 2009 sind die Gewinn- und Ver-
mögenseinkommen auf gesamtwirtschaft-
licher Ebene um rund 66 Mrd. € eingebro-
chen, während die Bruttolöhne (Arbeit-
nehmerentgelte einschließlich Arbeitge-
berbeiträge im Sinn der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung (VGR)) trotz stei-
gender Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit
noch um gut 2 Mrd. € anstiegen (Statisti-
sches Bundesamt 2009b). Die Verluste an
Gewinn- und Vermögenseinkommen be-
treffen überwiegend die Kapitalgesellschaf-
ten im Produktions- und Finanzbereich,
während sie bei den privaten Haushalten
im Rahmen des privat verfügbaren Volks-
einkommens netto mit knapp minus 
7 Mrd. € bisher nur verhalten angekom-
men sind. Aber netto haben darunter nach
Abzug von wieder erhöhten Lohnsteuern
und Sozialabgaben (Tabelle 3) auch die
Löhne schon gut 3 Mrd. € im ersten Halb-
jahr 2009 verloren.

Das private Binnennachfragepotenzial
ist also bereits krisenbedingt noch schwä-
cher als schon zuvor. Und es wird in ab-
sehbarer Zeit noch schwächer werden,
wenn eine wachsende Anzahl der derzeiti-
gen Kurzarbeiter, wie zu befürchten ist,
aufgrund unzureichender Nachfrage in
Arbeitslosigkeit übergeht. Die im ersten 
Halbjahr 2009 getroffenen Tariferhöhun-
gen sowie die aus 2008 nachwirkenden 
Tarifvereinbarungen werden diesen
Schwächungsprozess noch einige Zeit ab-
federn können (Bispinck 2009b). Und
auch die außerordentlich hohen Finanz-
polster, die gerade die Produktionsunter-
nehmen unter den Kapitalgesellschaften in
den letzten Jahren aus Gewinnen und an-
deren Finanzierungsquellen gebildet ha-
ben, werden vielleicht vorübergehend
noch eine den Abschwung dämpfende
Wirkung haben.

Mit Blick auf die Unternehmensge-
winne im engeren Sinn fasst die Deutsche
Bundesbank ihre letzte ausführliche Ana-
lyse der eigenen Unternehmensbilanzsta-
tistik für 2007 wie folgt zusammen: „Die

Gewinne im Unternehmenssektor haben
sich …. nochmals deutlich verbessert. Die
Brutto-Umsatzrendite erreichte mit 5,5 %
einen neuen Höchstwert. An der positiven
Ertragsentwicklung nahmen alle hier un-
tersuchten Wirtschaftsbereiche mit Aus-
nahme des Einzelhandels teil … Besonders
gut schnitten erneut die stärker export-
orientierten Unternehmen ab. Das höhere
Jahresergebnis wurde wie schon in den
Vorjahren auch zur Aufstockung der haf-
tenden Basis genutzt. Hinzu kam eine 
vermehrte Eigenkapitalzuführung von
Außen. Die Eigenmittelquote legte deshalb
erneut kräftig zu und erreichte mit 25,5 %
ebenfalls einen neuen Höchststand. Alles
in allem haben die deutschen Unterneh-
men in den zurückliegenden guten Kon-
junkturjahren ihre finanzielle Wider-
standsfähigkeit erheblich verstärkt. Die-
ses Polster bietet jetzt Schutz gegen die zu-
letzt immer deutlicher gewordenen Belas-
tungen aus dem scharfen globalen Ab-

schwung und der anhaltenden Finanz-
marktkrise“ (Deutsche Bundesbank
2009a, S. 33).

Diese Bemerkung bezieht sich wie ge-
sagt auf das noch krisenfreie Jahr 2007, for-
muliert wurde sie jedoch im Januar 2009,
also in Kenntnis der 2008 erfolgten Ent-
wicklungen. Danach gab es 2008 zwar kri-
senbedingte Verluste im deutschen Bank-
ensektor mit einem Minus beim Jahres-
überschuss vor Steuern von 45,5 Mrd. €

(Deutsche Bundesbank 2009b). Aber bei
den Produktionsunternehmen „fielen
(2008) die einbehaltenen Gewinne und die
‚verdienten‘ Abschreibungen etwas höher
aus als 2007“ (Deutsche Bundesbank
2009c, S. 43). Deshalb ist es nicht überra-
schend, wenn die Bundesbank noch im Au-
gust dieses Jahres eine Pressemeldung mit
dem Titel „KMU in Deutschland gut für
die Krise gewappnet“ schreibt. Sie bekräf-
tigt darin für kleine und mittlere – wie für
große – Unternehmen die oben zitierte

Tabelle 2: Nettolohn- und -gewinnquote in Deutschland1)2)

Einkommen der privaten Haushalte nach öffentlicher Umverteilung 
– in % –3)4)

Jahr Netto-Lohnquote 5) Nettoquote monetäre Netto-Gewinnquote 5)

Sozialleistungen4)

A3) B4) A3) B4) A3) B4)

– alte Bundesländer –1)

1960 55,8 43,7 20,9 16,4 24,4 19,1
1970 55,7 44,4 21,2 16,9 25,9 20,6
1980 52,7 43,8 26,2 21,8 24,3 20,2
1990 48,5 38,5 24,8 19,7 29,7 23,6

– alte und neue Bundesländer –2)

1991 48,1 40,3 21,8 18,3 29,8 25,0
1995 44,5 37,9 23,8 20,2 31,2 26,6
1996 43,4 37,1 25,3 21,6 30,9 26,4
1997 42,0 36,0 25,4 21,8 32,1 27,5
1998 42,3 36,1 25,5 21,8 31,8 27,2
1999 42,6 36,8 25,7 22,2 31,2 27,0
2000 43,1 37,4 25,7 22,3 30,8 26,7
2001 42,9 37,8 25,8 22,7 31,0 27,3
2002 42,7 37,6 26,5 23,3 30,4 26,7
2003 41,6 36,8 26,8 23,6 31,2 27,5
2004 42,0 36,1 26,3 22,6 31,3 26,8
2005 41,2 35,5 25,9 22,3 32,6 28,1
20068) 40,5 34,0 25,3 21,3 33,8 28,5
20078) 41,1 33,9 24,6 20,3 34,0 28,1
20088) 41,3 34,1 24,0 19,9 34,4 28,4
2009 1.Hj.8) 38,4 34,9 25,5 23,1 35,8 32,5

1) Bis 1990: Angaben nach dem aufgegebenen System der deutschen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (dVGR). – 
2) Ab 1991: Angaben auf Basis des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG). – 
3) Spalte A: In % des verfügbaren Einkommens aller privaten Haushalte nach der öffentlichen Umverteilung. Die drei Quoten der
privaten Haushalte addieren sich nicht genau zu 100 % wegen statistischer Abgrenzungsprobleme. – 
4) Spalte B: In % des Volkseinkommens aller Sektoren vor der öffentlichen Umverteilung gemäß Tabelle 1. Die drei Einkommens-
quoten der privaten Haushalte stellen zusammen zwar den Großteil des gesamtwirtschaftlichen Volkseinkommens; daneben sind
aber auch noch die Einkommen von Unternehmen und Staat zu berücksichtigen. – 
5) Nach Abzug von Lohnsteuer und Sozialabgaben. – 
6) Im ESVG: Empfangene monetäre Sozialleistungen und übrige laufende Transfers von Staat und anderen Sektoren (ohne Scha-
densversicherungsleistungen) abzüglich: Lohnsteuer auf Pensionen, Sozialbeiträge des Staates für Empfänger sozialer Leistungen, 
Eigenbeiträge der Empfänger sozialer Leistungen, verbrauchsnahe Steuern und Verwaltungsgebühren. –
7) Diese Kategorie wird vom Statistischen Bundesamt nicht explizit ausgewiesen: Betriebsüberschuss/Selbstständigeneinkommen
plus saldierte Vermögenseinkommen, abzüglich: direkte Steuern sowie Sozialbeiträge auf private Einkommen aus Unternehmertätig-
keit und Vermögen (direkte Steuern: veranlagte Einkommensteuer, nicht veranlagte Steuer vom Ertrag, Vermögensteuer). – 
8) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18, Stand: August 2009). 
Berechnungen des Autors.



685WSI Mitteilungen 12/2009

Ausgangslage von 2007 noch einmal für
verschiedene Betriebsgrößen: „In den Jah-
ren 2005 bis 2007 haben die kleinen und
mittelgroßen Unternehmen (weniger als 50
Mio. € Umsatz) bei einem insgesamt güns-
tigen konjunkturellen Umfeld ihre Ertrags-
situation nochmals deutlich verbessert.
Das Jahresergebnis vor Gewinnsteuern
nahm im Jahresdurchschnitt mit 10 % für
sich betrachtet recht deutlich zu, wenn
auch der Anstieg bei den Großunterneh-
men mit 22 % noch stärker ausfiel … Die
Bruttoumsatzrendite erhöhte sich … auf
6 % im Jahr 2007; dies ist der mit Abstand
höchste Wert seit Beginn der (statistischen)
Reihe im Jahr 1997 … Die Bilanzsumme
der KMU ist im Durchschnitt der Jahre
2005 bis 2007 um 4,25 % gewachsen. Da-
hinter stand eine kräftige Aufstockung der
Eigenmittel von 12 % pro Jahr … Der An-
teil der Eigenmittel an der Bilanzsumme
hat sich deshalb beträchtlich von 14,75 %
auf 19,5 % erhöht“ (Deutsche Bundesbank
2009d).

2
Löhne in einzelnen 
Beschäftigungsverhältnissen

Von solchen Zuwachsraten waren die Ein-
kommen aus Arbeit in den letzten Jahren
weit entfernt – selbst im letzten Auf-
schwungjahr. Dies zeigt auch die Darstel-
lung der Lohnentwicklung in Abhängigkeit
von den inzwischen sehr unterschiedlichen
Beschäftigungsverhältnissen, wie sie für die
drei wichtigsten Kategorien Vollzeit, sozial-
versicherungspflichtige Teilzeit und nicht-
sozialversicherungspflichtige Minijobs seit
Kurzem vom Statistischen Bundesamt er-
möglicht wird. Die entsprechende viertel-
jährliche Verdienststatistik ist ab 2008 (und
rückwirkend ebenso für 2007) noch ein-
mal verbessert worden: Das Statistische
Bundesamt (2009b) hat generell die Ab-
grenzung der Wirtschaftszweige auf die
Wirtschaftszweigesystematik der Ausgabe
2008 umgestellt und dabei den Erfassungs-
bereich von Beschäftigungsverhältnissen
und ihren Merkmalen erweitert. Der er-
streckt sich jetzt u.a. auch auf die in den

Wirtschaftszweigen „Öffentliche Verwal-
tung, Verteidigung, Sozialversicherung“
„Erziehung und Unterricht“ beschäftigten
Beamtinnen und Beamten.

Die in Tabelle 4 und 5 ausgewiesenen
Durchschnittswerte für Westdeutschland
(mit ganz Berlin) und Ostdeutschland (oh-
ne Berlin) spiegeln diese Neuerung für
2008 wider, einschließlich der angegebenen
Veränderungsraten im Vergleich zu 2007.
Die im letztjährigen WSI-Verteilungsbe-
richt (Schäfer 2008) verwendeten entspre-
chenden Tabellen sind insoweit überholt
bzw. nicht vergleichbar. Generell zu beden-
ken ist bei Tabelle 4 und 5 auch, dass die
vierteljährliche Verdienststatistik in der 
Regel nur Betriebe ab zehn Beschäftigte er-
fasst, also ein gewichtiges Beschäftigungs-
segment innerhalb der Gesamtwirtschaft
außen vor bleibt.

Ansonsten bestätigen Tabelle 4 und 5
den oben schon erwähnten Eindruck, dass
der 2008 beendete Aufschwung die Lohn-
entwicklung noch begünstigt hat. Zum
kleineren Teil haben Arbeitszeitverlänge-
rungen, zum größeren Teil aber die auf die
Effektivlöhne durchschlagenden Tarifer-
höhungen zu einer Lohnsteigerung in fast
allen Beschäftigungsverhältnissen und
Wirtschaftsbereichen beigetragen. Im Wes-
ten bleibt die durchschnittliche Erhöhung
der Stundenlöhne mit und ohne Sonder-
zahlungen allerdings in der Regel zwischen
2,5 % und 3 %, in Ostdeutschland immer-
hin häufig zwischen 3 % und 4 %. Letzte-
res hat auch das ostdeutsche Lohnniveau
geringfügig stärker an das westdeutsche
Lohnniveau herangeführt.

Allerdings sind die Lohnrückstände
zwischen Ost und West mit 27,5 % für die
Gesamtwirtschaft immer noch außeror-
dentlich groß. Und es fallen ebenso die
nach wie vor bestehenden Verdienstunter-
schiede zwischen Vollzeit und Teilzeit sowie
zwischen Männern und Frauen im selben
Wirtschaftsbereich wie auch zwischen 
den Wirtschaftsbereichen ins Auge.1 Ge-
schlechtsspezifische Verdienstlücken zu-
lasten der Frauen machen sich übrigens –
so eine WSI-Studie für das Bundesfrauen-
ministerium – häufig schon beim Berufs-
einstieg bemerkbar und signalisieren an-
haltende Diskriminierungen „von der 

Tabelle 3: Abgabenbelastung von Arbeits- und Kapitaleinkommen 
der privaten Haushalte in Deutschland 
– in % –1)

Jahr Lohnsteuer- Beitragsbelastung Belastung durch Belastung durch
belastung der der Bruttolöhne direkte Steuern2) Sozialbeiträge auf

Bruttolöhne und und -gehälter auf Gewinn- und Gewinn- und 
-gehälter Vermögens- Vermögens-

einkommen einkommen
– alte Bundesländer –

1960 6,3 9,4 20,0 3,0
1970 11,8 10,7 16,1 2,9
1980 15,8 12,8 15,3 3,9
1990 16,2 14,2 9,8 3,0

– alte und neue Bundesländer –
1991 16,3 14,3 8,1 3,1
1995 18,7 15,6 4,9 3,5
1996 19,3 16,0 4,2 4,0
1997 19,5 16,8 3,4 3,7
1998 19,5 16,6 4,7 3,6
1999 19,6 16,4 6,2 3,5
2000 19,4 16,1 7,7 3,5
2001 18,6 16,0 7,7 3,4
2002 18,7 16,1 6,7 3,4
2003 18,7 16,4 5,6 3,2
2004 17,5 16,5 5,4 3,2
2005 17,2 16,7 5,9 2,9
20064) 17,5 17,2 7,1 2,8
20074) 17,9 17,1 8,3 2,7
20084) 18,2 17,3 8,8 2,5
2009 1.Hj.4) 18,4 18,4 8,6 3,1
1) In % der jeweiligen Bruttoeinkommen. – 
2) Veranlagte Einkommensteuer; nicht veranlagte Steuer vom Ertrag; Vermögensteuer. – 
3) Pflicht- und freiwillige Beiträge. – 
4)Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18, Stand: August 2009). 
Berechnungen des Autors.

1 Für über die Durchschnittswerte hinausgehende
Details, auch in Abhängigkeit von Branchen- und
Qualifikationsmerkmalen, vgl. Statistisches Bun-
desamt (2009b, 2009c).
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große und gewachsene Ungleichheit in
Deutschland und deren Folgen zusam-
menzufassen.2 Allerdings gab es auch er-
neut Versuche, etwa des Instituts der Deut-
schen Wirtschaft (z. B. IW 2009), die Un-
gleichheit schönzureden und insbesondere
dem Sozialstaat zu bescheinigen, er würde
die gestiegene Marktungleichheit über
Steuern und Transfers noch erfolgreich
ausgleichen (zur ausführlichen Kritik dar-
an vgl. Schäfer 2009).

Wie fragwürdig solche Beschönigun-
gen sind, lässt sich allein schon aus den ma-
kroökonomischen Einkommensdaten ab-
leiten, wenn man etwa die Verteilung der
absoluten Zuwächse des Volkseinkommens
in Euro auf die Faktoren „Arbeit“ und 
„Kapital“ seit 1991 oder seit 2000 bis heute
betrachtet, erst recht nach Abzug von 
direkten Steuern und Beiträgen. Dann 
sind die Zuflüsse für den relativ kleinen
Personenkreis mit Kapitaleinkommen deut-

schließlich Letzterer nahmen die Monats-
verdienste nur noch um 0,4 % zu bzw.
sanken im 2. Quartal sogar um 1,0 %, weil
sich Rückgänge bei den Sonderzahlungen
wie bei den Arbeitszeiten bemerkbar
machten. Nach Abzug des jeweiligen Ver-
braucherpreisanstiegs bedeutete dies real
zunächst einen Lohnverlust von 0,4 % und
später von 1,2 %. Allerdings verbirgt sich
hinter diesen Durchschnittswerten eine
recht differenzierte Branchenentwicklung
(Statistisches Bundesamt 2009d, 2009e).

3
Die personelle 
Vermögensverteilung

Zur personellen Einkommensverteilung
auf der Ebene privater Haushalte gab es in
letzter Zeit keine wesentlich neuen empiri-
schen Informationen. Die Ergebnisse der
2008 erhobenen Einkommen- und Ver-
brauchstichprobe des Statistischen Bun-
desamtes liegen noch nicht vor. Deswegen
fokussieren sich viele aktuelle Publikatio-
nen darauf, die bekannten Daten über die

ersten Arbeitsstunde“ an (Bispinck et al.
2008).Eine ganz besondere Problematik sig-
nalisieren auch die Arbeitseinkommen der
Minijobber,die vermutlich weit mehr als die
früher gesetzlich vorgegebene maximale
Anzahl von 15 Stunden pro Woche arbeiten
müssen und daher einen sehr niedrigen ef-
fektiven Stundenlohn beziehen dürften –
den das Statistische Bundesamt aber man-
gels Erhebung der Arbeitszeit der Minijob-
ber nicht ausweist. Die Spreizung der Ar-
beitseinkommen hinter diesen Durch-
schnittslöhnen hat sich übrigens weiter er-
höht. Zumindest für den unteren Bereich
liefert das Institut für Arbeit und Qualifika-
tion (IAQ) an der Universität Duisburg-Es-
sen hier entsprechende Belege für das Jahr
2007 auf Basis des Sozio-oekonomischen
Panels (SOEP) (Kalina/Weinkopf 2009).

Für die Entwicklung der durchschnitt-
lichen Arbeitnehmerverdienste im Jahr
2009 liegen vom Statistischen Bundesamt
bisher Angaben für das erste Halbjahr vor.
Danach stiegen in ganz Deutschland die
Monatsverdienste im 1. Quartal (bzw. 2.
Quartal) gegenüber dem Vorjahresquartal
nur noch um 1,5 % (0,9 %) bei der Grund-
vergütung ohne Sonderzahlungen. Ein-

2 Vgl. ausführlich, insbesondere zu privater Armut:
Becker/Hauser (2009a); Huster et al. (2008); Goe-
bel et al. (2008);  Hans-Böckler-Stiftung/Ludwig-
Preller-Stiftung (2009); speziell zur Kinderarmut:
OECD (2009); Hübenthal (2009). 

Tabelle 4: Effektive Arbeitseinkommen in Westdeutschland 2008 (brutto) – Ergebnisse der
Verdienststatistik1) für verschiedene Beschäftigungsverhältnisse (Monatsdurchschnitte)
Wirtschaftsbereich/ Beschäftigte Bezahlte Monatsverdienst Monatliche Stundenverdienst
Beschäftigungsverhältnis Wochen- ohne Sonderzahlung5) ohne mit 

arbeitsstunden Sonderzahlungen Sonderzahlung Sonderzahlung
%2) %3) Std. %3) € %3) € %3) € %3) € %3)

Produzierendes Gewerbe
alle 27,1 –0,8 38,4 0,0 3.312 2,5 419 4,0 19,87 2,5 22,38 2,7

Vollzeit Männer 22,7 –0,8 38,5 0,0 3.437 2,5 440 4,2 20,55 2,5 23,18 2,7
Frauen 4,5 –0,7 37,7 –0,1 2.681 2,5 312 2,2 16,37 2,5 18,27 2,5
alle 2,1 –1,4 23,7 1,0 1.619 3,7 180 6,0 15,74 2,7 17,49 2,9

Teilzeit Männer 0,3 –5,3 24,9 –0,5 1.971 4,2 258 14,3 18,21 4,8 20,60 5,9
Frauen 1,8 –0,7 23,5 1,4 1.559 3,8 167 4,3 15,29 2,4 16,93 2,5
alle 2,1 –0,8 – – 305 –0,2 – – – – – –

Minijob Männer 0,8 –0,6 – – 302 –0,7 – – – – – –
Frauen 1,3 –0,9 – – 307 0,1 – – – – – –

Dienstleistungen
alle 41,6 –1,0 39,3 0,2 3.148 2,6 325 4,8 18,43 2,4 20,33 2,6

Vollzeit Männer 26,1 –1,0 39,6 0,2 3.392 2,6 377 5,0 19,71 2,4 21,90 2,6
Frauen 15,5 –1,1 38,8 0,2 2.737 2,6 238 4,4 16,22 2,4 17,63 2,5
alle 16,6 –0,7 23,7 0,8 1.559 2,7 117 6,1 15,15 2,9 16,28 3,2

Teilzeit Männer 2,3 –4,2 24,7 1,0 1.646 3,9 115 9,3 15,36 2,9 16,44 3,2
Frauen 14,3 –0,1 23,5 0,8 1.545 2,5 117 5,5 15,11 1,7 16,26 1,9
alle 10,5 –3,4 – – 269 1,4 – – – – – –

Minijob Männer 3,7 –2,2 – – 256 0,1 – – – – – –
Frauen 6,8 –4,1 – – 277 2,1 – – – – – –

Insgesamt
Westdeutschland4) 100,0 35,7 0,2 2.861 2,5 311 4,6 18,45 2,3 20,46 2,5
Deutschland4) – 35,9 0,2 2.775 2,7 289 4,5 17,79 2,5 19,64 2,6
1) „Arbeitnehmerverdienste“ in der Fachserie 16, Reihe 2.1 des Statistischen Bundesamts: Verdienste und Arbeitskosten. – 
2) Anteil an allen in der Verdienstsstatistik erfassten Beschäftigten. –
3) Veränderung gegenüber dem Vorjahr. – 
4) Arbeitszeit und Verdienste ohne Minijobber. – 
5) Minijobber erhalten per se keine Sonderzahlungen (oder sie werden auf den Verdienst angerechnet.) 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2009 (Verdienststatistik).
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lich größer als die Zuflüsse an die vielen Per-
sonen mit Einkommensquellen aus Arbeit;
seit 2000 sogar fast doppelt so groß (VGR
bzw. Statistisches Bundesamt 2009a).

Dass es „viel Zuwachs für Wenige“ gibt,
wird noch plastischer, wenn man von den
ungleichen Einkommen und der damit
verbundenen ungleichen Sparfähigkeit auf
die noch ungleichere Vermögensverteilung
schaut – wie es das Deutsche Institut für

Wirtschaftsforschung (DIW) im Rahmen
eines noch laufenden und von der Hans-
Böckler-Stiftung geförderten Forschungs-
projekts in einem veröffentlichten Zwi-
schenbericht getan hat (Abbildung 1;
Frick/Grabka 2009).3 Das DIW wertet hier
eine Zusatzerhebung des SOEP von 2002
und 2007 aus, in der – anders als in der Ein-
kommens- und Verbrauchstichprobe des
Statistischen Bundesamts – zuverlässiger

nach dem individuellen Vermögen bei je-
dem einzelnen Haushaltsmitglied über 17
Jahre gefragt wurde. Angesichts der freiwil-
ligen Teilnahme an der Befragung – wie
auch der Nicht-Befragung jüngerer Haus-
haltsmitglieder, die durch Erbe oder Schen-
kung von reichen Eltern und Verwanden
schon zu individuellem Vermögen gekom-
men sein könnten –, gibt auch diese Analy-
se nur die Untergrenze der Vermögenskon-
zentration an. Aber Letztere ist eindrucks-
voll genug: Vom privaten Vermögen in
Deutschland nach Abzug aller Schulden
besitzt die „untere“ Hälfte der deutschen
(erwachsenen) Bevölkerung per Saldo fast
nichts; 10 % aus dieser Gruppe (das unters-
te Dezil) haben sogar nur negatives Vermö-
gen bzw. Schulden. Auf der anderen Seite
konzentriert die „obere“ Bevölkerungshälf-
te fast das gesamte private Netto-Vermögen
auf sich, darunter allein die obersten 10 %
fast zwei Drittel davon. Besonders bemer-
kenswert ist: Innerhalb der beobachteten
fünf Jahre haben nur die obersten oder

3 Der ausführliche Endbericht zum Projekt wird zur
Jahreswende 2009/10 erscheinen.

Abb. 1: Polarisierung in Deutschland: Verteilung des
individuellen Nettovermögens auf Personen-Dezile 2002
und 2007 – in % des Nettogesamtvermögens –
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Basis: Personen in Privathaushalten im Alter ab 17 Jahren.
Quelle: DIW 2009 (SOEP), Darstellung des Autors.

Tabelle 5: Effektive Arbeitseinkommen in Ostdeutschland 2008 (brutto) – Ergebnisse der Verdienststatistik1)

für verschiedene Beschäftigungsverhältnisse (Monatsdurchschnitte)
Wirtschaftsbereich/ Beschäftigte Bezahlte Monatsverdienst Monatliche Stundenverdienst
Beschäftigungsverhältnis Wochen- ohne Sonderzahlung5) ohne mit 

arbeitsstunden Sonderzahlungen Sonderzahlung Sonderzahlung

%2) %3) Std. %3) € %3) € %3) € %3) %6) € %3) %6)

Produzierendes Gewerbe
alle 27,9 0,7 39,6 0,2 2.280 3,2 174 0,3 13,26 3,1 66,7 14,27 2,8 63,8

Vollzeit Männer 22,0 0,5 39,6 0,1 2.366 3,4 182 2,0 13,74 3,2 66,9 14,79 3,1 63,8
Frauen 5,9 1,2 39,4 0,3 1.959 2,6 148 –6,7 11,45 2,4 70,0 12,32 1,7 67,4
alle 1,5 0,4 29,0 0,6 1.235 1,0 62 –13,9 9,79 0,4 62,2 10,28 –0,4 58,8

Teilzeit Männer 0,3 –6,0 28,0 1,4 1.539 –3,9 96 –30,8 12,65 –5,2 69,5 13,43 –7,3 65,2
Frauen 1,2 1,8 29,3 0,3 1.172 3,0 55 –3,8 9,22 2,7 60,3 9,66 2,3 57,1
alle 1,1 –5,3 – – 559 2,7 – – – – – – – –

Minijob Männer 0,5 –0,7 – – 260 4,5 – – – – – – – –
Frauen 0,6 –3,8 – – 258 1,1 – – – – – – – –

Dienstleistungen
alle 43,8 –1,0 39,6 0,3 2.527 4,0 166 6,6 14,70 3,7 79,8 15,67 3,9 77,1

Vollzeit Männer 23,4 –0,6 29,9 0,3 2.575 3,5 168 6,0 14,85 3,2 75,3 15,82 3,4 72,2
Frauen 20,4 –1,4 39,1 0,2 163 7,3 14,54 4,4 89,6 15,50 4,5 87,9
alle 18,1 0,0 28,8 0,3 1.604 4,2 95 4,5 12,84 3,9 84,8 13,60 3,9 83,5

Teilzeit Männer 2,2 0,1 28,8 –0,3 1.615 4,1 88 2,3 12,92 4,3 84,1 13,62 4,2 82,8
Frauen 15,9 ß.ß 28,7 0,4 1.603 4,2 96 4,7 12,83 3,8 84,9 13,60 3,9 83,6
alle 7,6 –9,4 – – 196 7,5 – – – – – – – –

Minijob Männer 3,0 –9,9 – – 191 7,9 – – – – – – – –
Frauen 4,6 –9,1 – – 198 7,2 – – – – – – – –

Insgesamt
Ostdeutschland4) 100,0 – 37,2 0,2 2.247 3,7 135 3,9 13,89 3,5 75,3 14,83 3,5 72,5
Deutschland4) – – 35,9 0,2 2.775 2,7 289 4,5 17,79 2,5 – 19,64 2,6 –
1) „Arbeitnehmerverdienste“ in der Fachserie 16, Reihe 2.1 des Statistischen Bundesamts: Verdienste und Arbeitskosten. – 
2) Anteil an allen in der Verdienstsstatistik erfassten Beschäftigten. – 
3) Veränderung gegenüber dem Vorjahr. – 
4) Arbeitszeit und Verdienste ohne Minijobber. – 
5) Minijobber erhalten per se keine Sonderzahlungen (oder sie werden auf den Verdienst angerechnet). – 
6) Relation des ostdeutschen Verdienstniveaus zum jeweiligen westdeutschen Niveau in %.

Quelle: Statistisches Bundesamt 2009 (Verdienststatistik). Berechnungen des Autors.
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reichsten 10 % ihre Vermögensposition
verbessern können, und zwar um gleich
drei Prozentpunkte.4 Unter den Bedingun-
gen eines Sozialstaats, der die Ungleichhei-
ten der Markteinkommen weitgehend aus-
gleicht – so die oben erwähnte IW-Be-
hauptung über die Umverteilungseffizienz
– wäre eine solche Vermögenskonzentrati-
on nicht Realität geworden (vgl. hierzu
auch Kadritzke in diesem Heft).

Nun könnte man argumentieren, dass
„der Markt“ nach 2007 zumindest die un-
gleiche private Vermögensverteilung korri-
giert, weil die internationale Finanzkrise die
Einkommens- und Vermögensreichen mit
Verlusten „bestraft“. Doch substanziell wer-
den solche Hoffnungen oder Befürchtun-
gen nicht eintreten. Die Verluste bei Ge-
winn- und Vermögenseinkommen sind
zwar 2008 und 2009, soweit aktuell beleg-
bar,durchaus kräftig.Aber schon die Verlus-
te beim Vermögensbestand selbst sind be-
reits heute zu relativieren, soweit sie auf
Buchverlusten bzw. Marktwertkorrekturen
nach unten beruhen. Denn diese können
mittelfristig und langfristig wieder durch
Wertsteigerungen ausgeglichen sein, wenn
die Vermögensbesitzer Zeit haben – und zu-
sätzlich auch politische Hilfe erfahren. Nach
einer Analyse der Deutschen Bundesbank
(2009c, S. 41f.) büßten die privaten Haus-
halte durch Wertberichtigungen bei Aktien
und anderen Kapitalmarktpapieren 2008
brutto 260 Mrd. € ein und netto, d.h. nach
Abzug der 2008 neu entstandenen 120 Mrd.
Ersparnisse in Geldvermögensformen, im-
merhin noch 140 Mrd. € – etwa viermal so
viel wie 2002 beim Platzen der New-Eco-
nomy-Blase an den Aktienmärkten.

Aber das private Finanzvermögen be-
trägt nach wie vor 4.400 Mrd. €. 1991 wa-
ren es noch 1.900 Mrd. €, was zeigt, dass es
mit Ausnahme der Jahre 2002 und 2008
kräftig gestiegen ist. Und schließlich stand
im Vorjahr dem Rückgang beim Finanz-
vermögen ein leichter Anstieg des Sachver-
mögens bei konstanter Verschuldung der
privaten Haushalte gegenüber. Anders aus-
gedrückt: Ende 2008 betrug pro privatem
Haushalt das durchschnittliche Gesamt-
vermögen oder Reinvermögen nach Abzug
der Schulden 206.000 €; Ende 2007 waren
es 208.000 €. Natürlich streut hinter den
Vermögensverlusten die Betroffenheit der
einzelnen Haushalte und Personen erheb-
lich. Auch mancher Milliardär wird unter
Umständen wieder zum „Tellerwäscher“
oder eher doch „nur“ zum Millionär
(Frankfurter Rundschau 2009). Aber sol-

che Betroffenheiten sind zum Teil sicher le-
diglich vorübergehend. Dafür kann z. B.
schon der politische „Banken-Schutz-
schirm“ der letzten Bundesregierung sor-
gen, der unter den von Verlust bedrohten
und betroffenen Anlegern auch Reiche
schützt, wie z. B. die vom entsprechenden
Prüfungsausschuss des Bundesstags ver-
heimlichte und von der Presse veröffent-
lichte Kreditgeberliste der Hypo Real Esta-
te gezeigt hat (Schumann 2009).

4 
Verteilung und Wachstum:
eine verkannte Beziehung

Wie viel zusätzliche öffentliche „Wiederauf-
bauhilfe“ für verlorenes Einkommen und
Vermögen noch kommen wird, um Verluste
mit der Zeit zu relativieren oder zu kom-
pensieren,hängt wesentlich von der konkre-
ten Politik der neuen Bundesregierung ab,
die bereits viele solcher Hilfen in Aussicht
gestellt hat: Fast alles, was die neue Bundes-
regierung bisher beschließt oder ins Auge
fasst, atmet nicht nur ein „Weiter so“ mit der
Umverteilung von unten nach oben, son-
dern sogar ein „Erst recht und schärfer
noch“. Da wirkt die beschlossene Erhöhung
des Schonvermögens für Hartz-IV-Empfän-
ger wie eine Vorab-Beruhigungspille für die
Öffentlichkeit in der zynischen Gewissheit,
dass die meisten potenziellen Hartz-IV-
Empfänger ohnehin kaum Vermögen haben
dürften (vgl. Abschnitt 3).

Aber warum „schärfer weiter so“? Es
sprechen doch immer mehr Indizien dafür,
dass die ungleiche Verteilung schon vor der
Krise das deutsche Wachstum belastet, pri-
vate und öffentliche Armut erzeugt und
selbst die private Investitionsfähigkeit ge-
dämpft hat; dass die deutsche wie die in-
ternational ebenfalls gestiegene Ungleich-
heit vor allem die Geldvermögensbildung
von Privaten sowie Unternehmen gefördert
und die Spekulation angeheizt hat. Kurz-
um: dass die Ungleichheit für die Krise mit-
verantwortlich ist (so auch Kadritzke in
diesem Heft). Zusätzlich ist die ungleiche
Verteilung in Deutschland eine wesentliche
Ursache dafür, dass sich hierzulande auch
der Ausweg aus der Krise so schwierig ge-
staltet: Sie hat den Export durch Entlastung
von Löhnen, Kosten und Steuern „überge-
wichtig“ und anfällig gemacht und gleich-
zeitig die potenziell heilende Binnennach-
frage geschwächt.

Mit anderen Worten: Deutschland hat
schon lange vor der Krise einen sehr hohen
Preis für seine ungleiche Verteilung gezahlt.
Und der wird in und nach der Krise wahr-
scheinlich noch größer ausfallen, weil zu
öffentlicher und privater Einkommensar-
mut weiter niedriges oder gar negatives
Wachstum hinzukommt – mit gleichzei-
tig geringer privater Investitionstätigkeit,
hoher Arbeitslosigkeit, andauernden Bil-
dungs- und Infrastrukturdefiziten. Es sei
denn: Die Politik sieht ein, dass sich die
selbst produzierte Ungleichheit weder ge-
lohnt hat noch lohnen wird, und wäre ent-
gegen ihrer offenbar festen programmati-
schen Grundposition bereit, eine andere
Verteilungspolitik einzuschlagen.

Auf diesen grundlegenden und empi-
risch belegbaren (Tabelle 6) Zusammen-
hang zwischen Verteilung und Wachstum,
– also dass Verteilungsungleichheit wachs-
tumshemmend wirkt, während eine glei-
chere Verteilung größeres Wachstum er-
zeugt –, wird in den WSI-Verteilungsbe-
richten seit Jahren hingewiesen. Seit der Fi-
nanzmarktkrise wird diese Position auch
in der internationalen ökonomischen De-
batte zunehmend vertreten.5 Aber im 
deutschen Ökonomie-Mainstream findet
diese Einsicht offenbar bis heute kaum Wi-
derhall, wie u.a. die jüngsten Äußerungen
des Sachverständigenrats (2009) oder die
„Herbstprognose“ der im Auftrag des Bun-
desfinanzministeriums tätigen Forschungs-
institute (Projektgruppe Gemeinschafts-
diagnose 2009) zeigen. Sie plädieren in der
Hauptsache wieder für mehr Haushalts-
konsolidierung, Kostendämpfung usw. Der
Trade-off zwischen mehr Ungleichheit und
weniger Wachstum findet aber vor allem
immer noch keinen Eingang in die ver-
antwortliche deutsche Politik, wie die
schwarz-gelben Regierungspläne zeigen.
Deshalb wird Deutschland aus der Krise
mit eigener Kraft – d.h. ohne einen (derzeit
nicht erwartbaren) neuen weltwirtschaftli-
chen Aufschwung – nicht herauskommen.
Schlimmer noch: Wenn die Pläne der neu
gewählten Regierung umgesetzt werden,
wird Deutschland noch tiefer in die Krise

4 Zu den Allerreichsten darunter vgl. ausführlich
Groh-Samberg (2009).

5 Vgl. z. B. die bei Horn et al. (2009) zusammenge-
fassten Stellungnahmen oder Stiglitz Commission
(2009). Denselben Zusammenhang bestätigt auch
eine makroökonomische Simulationsrechnung des
Instituts für Makroökonomie und Konjunkturfor-
schung (IMK) in der Hans-Böckler-Stiftung (Joeb-
ges et al. 2009) auf prognostischer Basis.
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gezogen werden. Und selbst ein neuer glo-
baler Aufschwung muss nicht gleichbedeu-
tend sein mit einem neuerlichen deutschen
Exporterfolg: Weil die Defizitländer sich
möglicherweise mehr als früher gegen den
„aggressiven“ Export-Weltmeister und sei-
ne verteilungspolitisch bedingt sinkenden
Lohnstückkosten wehren; weil der Wech-
selkurs des Euro steigt; weil die Finanzkri-
se weltweite Handelsnetzwerke dauerhaft
gestört hat (Godart et al. 2009). Die tragi-
sche Absurdität eines weiterhin auf den Ex-
port setzenden deutschen „Modells“ könn-
te also darin bestehen, dass die politisch
forcierten sinkenden Lohnstückkosten auf
Dauer eben nicht der Schlüssel zum
Wachstum, sondern sogar zum Misserfolg
des Exports selbst werden.

Aber vielleicht ist die Koalitionsverein-
barung „flexibel“; die ersten Auslegungs-
streitigkeiten deuten es zumindest an. Des-
halb sollen hier – neben der „großen“ Op-
tion einer generellen verteilungspolitischen
Wende – im Folgenden auch einzelne kon-
krete Handlungsoptionen vorgestellt wer-
den, die die Bundesregierung teilweise so-
gar ohne Haushaltsmittel umsetzen könn-
te, um doch noch Binnennachfrage,Vertei-
lungsgerechtigkeit und Wachstum gleich-
zeitig zu stärken.

5
Politische 
Alternativoptionen

Eine Option wird der Bundesregierung
ausgerechnet vom Bundesverfassungsge-

richt (BVG) geliefert, das in wenigen Mo-
naten ein Urteil zur Grundsicherung von
Kindern – und vielleicht auch zur Grundsi-
cherung von Erwachsenen – sprechen und
vermutlich zumindest Hartz IV verändern
wird. Insofern könnte es klug sein, die von
der neuen Regierungskoalition angedach-
ten Pläne bis zum BVG-Urteil auf Eis zu le-
gen. Hierzu zählen: Erhöhung von Kinder-
freibeträgen,Aufstockung des Kindergeldes
und schließlich sogar die Einführung eines
„Begabten“-Stipendiums unabhängig vom
Elterneinkommen der Studierenden.

Denn schon heute – und nach Realisie-
rung solcher Pläne erst recht – profitieren
die Kinder von Eltern mit hohem Einkom-
men vom Sozialstaat am meisten. Sie erzie-
len wegen der steuerlich abziehbaren Kin-
derfreibeträge vom Elterneinkommen
(Grundfreibetrag 324 € und Freibetrag für
Erziehung, Ausbildung und Betreuung 
180 €) eine maximale Steuerersparnis ent-
sprechend der für 504 € vermiedenen Spit-
zensteuerbelastung von fast 250 € pro
Kind und Monat. Das Kindergeld für an-
dere erwerbstätige Eltern mit niedrigem
oder mittlerem Einkommen liegt auch
nach der letzten Erhöhung deutlich darun-
ter – und würde auch nach den erwähnten
Regierungsplänen darunter bleiben. Höher
als das Kindergeld, aber für jüngere Kinder
bis zu sechs Jahren immer noch viel nied-
riger als 250 €, sind die entsprechenden
Hartz-IV-Regelsätze von 215 € pro Kind
und Monat seit dem 1.7.2009.

Tatsächlich ist dieser Abstand nach wie
vor quantitativ wie qualitativ erheblich,
wenn man weitere Elemente des bestehen-
den Kinderlastenausgleichs in den Blick

nimmt: So prüft das Finanzamt in den Ein-
kommensteuererklärungen bei höheren
Einkommen automatisch, ob Kinderfrei-
beträge für die Eltern günstiger sind als
Kindergeld. Hier betätigt sich ein „aktiver“
Sozialstaat gegenüber Nichtbedürftigen als
Erfüller einer öffentlichen „Bringschuld“.
Bei sehr niedrigen Elterneinkommen dage-
gen hängen Hartz-IV-Leistungen von ei-
nem vorangegangenen Antrag der Eltern
ab. Ein solcher Antrag unterbleibt aber
häufig aus Unkenntnis (z. B. über evtl. er-
gänzende Hartz-IV-Leistungen bei niedri-
gen Erwerbseinkommen) oder aus Scham
und erzeugt so eine hohe Dunkelziffer von
zwar Anspruchsberechtigten, aber faktisch
leer ausgehenden Bedürftigen. Hier tritt
ein „passiver“ Sozialstaat auf, der auf die
„Holschuld“ seiner Bürger wartet, obwohl
er Ausmaß und Problematik der Dunkel-
ziffer kennt. Hinzu kommt, dass die steuer-
lichen Absetzmöglichkeiten von Beziehern
hoher Einkommen nicht mit den Kinder-
freibeträgen enden. Sie können – wenn sie
Tagesmutter oder Privatlehrer für häusli-
che Betreuung engagieren oder ihre Kinder
auf eine mit Schulgeld verbundene Privat-
schule geben – zusätzlich mehrere Tausend
Euro für die entsprechenden Kosten jähr-
lich von der Steuer absetzen.

5.1 EIN NEUER KINDERLASTEN-
AUSGLEICH

Dieses ungerechte – und angesichts der
großen Kinderarmut auch offensichtlich
ineffiziente – System gehört vom Kopf auf
die Füße gestellt. Deshalb sollte man allen
Kindern unabhängig von Erwerbsstatus
und Einkommenshöhe ihrer Eltern den
Grundfreibetrag als laufende Geldleistung
gewähren und zusätzlich den Geldwert des
zurzeit gültigen Freibetrages für Erziehung,
Ausbildung und Betreuung, zusammen al-
so 504 € pro Monat. Richtig auf die Füße
gestellt wird diese Leistung aber erst, wenn
man sie mit dem Grenzsteuersatz des elter-
lichen Einkommens versteuerte. Dann 
würde sie im Gegensatz zu heute bei den
untersten Einkommen, die sie am meisten
benötigen, ungeschmälert ankommen. Da-
gegen würden Einkommensmillionäre nur
so viel für ihre Kinder erhalten, wie es ihrer
maximalen Steuerersparnis entspricht, also
genau so viel wie heute. Damit wäre im 
Sinn der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts die vertikale wie die horizon-
tale Gerechtigkeit gewahrt (Lenze 2007).
Letztere verlangt vom Gesetzgeber, dass auch

Tabelle 6: Das Wachstum in der EWU 1998/99–2006: 
Welche Verteilungspolitik ist erfolgreicher?

Inflationsrate Reales BIP- Kumulierte Veränderung des
(HVPI) Wachstum Veränderung der Außenbeitrags

p. a. in % p. a. in % Inlandsnachfrage in % des BIP
in %

EWU 2,1 1,9 – –
Belgien 2,2 2,1 16,7 –1,3
Deutschland 1,6 1,3 5,3 3,7
Finnland 1,5 3,0 25,2 –2,2
Frankreich 1,9 2,1 21,9 –4,0
Griechenland 3,4 4,1 39,0 0,7
Irland 3,7 6,7 60,6 –0,5
Italien 2,4 1,2 13,0 –3,5
Luxemburg 2,7 4,6 38,1 n. a.
Niederlande 2,4 1,6 14,4 3,6
Österreich 2,0 1,9 13,4 3,5
Portugal 3,1 1,4 12,1 0,8
Spanien 3,4 3,5 43,3 –6,1

Quelle: Priewe (2007).
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der Einkommensmillionär mit Kindern bes-
ser gestellt wird als der ohne Kinder.

Entsprechende Vorschläge6 werden ge-
rade im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung
auf mikroökonomischer Ebene von Becker
und Hauser simuliert. Sie wollen bestim-
men, wie einzelne Familientypen vom Sta-
tus quo bestehender Regelungen als auch
von alternativen Lösungsvorschlägen (dar-
unter auch Erhöhung des Kindergeldes,
Verbesserung des Kinderzuschlags) betrof-
fen sind. Auch die entsprechenden finanzi-
ellen Belastungen für die öffentlichen
Haushalte werden durchgerechnet.Vorläu-
fige Ergebnisse wurden bereits vorgelegt
(Becker/Hauser 2009b); mit den endgülti-
gen Ergebnissen ist im Frühjahr 2010 zu
rechnen. Doch heute schon ist abzusehen,
dass ein neuer Kinderlastenausgleich die
öffentlichen Haushalte netto, d.h. nach Ab-
zug der damit eingesparten heutigen Kin-
derleistungen (Kindergeld, Kinderleistun-
gen im Hartz-IV-System, Kinderzuschlag,
Kind bezogenes Wohngeld u.a.m.), etwa 30
Mrd. € zusätzlich kosten wird. Dieses Volu-
men ist nicht zuletzt auf die vom BVG for-
mulierten Anforderungen zurückzuführen,
dass der Gesetzgeber auch Gerechtigkeit ge-
genüber Kindern reicher Eltern üben muss.
Jedenfalls würden 30 Mrd. € zusätzlich die
Binnennachfrage dauerhaft stärken, Le-
bens- und Bildungschancen verbessern, die
Arbeitsmarktfähigkeit fördern – und viel-
leicht auch die Bereitschaft zu mehr Fami-
liengründungen –, wenn sie „richtig“ ge-
genfinanziert wären: durch mehr Steuern
auf hohe Einkommen und Vermögen.

5.2 MEHR REGULIERUNG – MEHR
BINNENNACHFRAGE

Nun ist aber auch zu betonen, dass es gegen
die Krise und für die Stärkung von Wachs-

tumskräften nicht nur auf zusätzlichen
Einsatz öffentlicher Mittel ankommt. Auch
staatliche Regulierungen können gerade
langfristige Wachstumsimpulse vermitteln
und gleichzeitig beschäftigungs-, sozial-
und gesellschaftspolitische Stabilisierungs-
funktion erfüllen. Dazu gehört z. B. die
Einführung eines flächendeckenden natio-
nalen Mindestlohns, den die Arbeitgeber
zu zahlen haben und der den Sozialstaat
sogar von ergänzenden Hartz-IV-Leistun-
gen bei Niedriglöhnen entlasten würde.
Dazu zählt auch die Dämpfung der priva-
ten Mietnebenkosten, die in den letzten
Jahren noch viel stärker gestiegen sind als
die Kaltmieten. Beides zusammen hat die
private Kaufkraft vor allem unterer Ein-
kommensschichten geschwächt. Zumin-
dest die Dämpfung der Mietnebenkosten
wäre eine weit lohnenswertere Aufgabe als
die geplante Dämpfung der Lohnnebenkos-
ten, weil sie in Verbindung mit einer Neu-
ordnung des Energiemarktes und einer Be-
schleunigung von Energieeinsparung auch
zusätzliche Arbeitsplätze schaffen würde
(Jaeger et al. 2009). Schließlich könnte eine
Regulierung von Gewerbemieten gerade
im Innenstadtbereich mittelständische
Existenzen besser sichern, die Überwälzung
von hohen Mietlasten auf noch niedrigere
Löhne in den Einzelhandels- und Hand-
werksbetrieben mildern, Gewerbe-Leer-
stände und Fehlinvestitionen vermeiden
und so auch Preisblasen im Immobilien-
sektor verhindern helfen. Lässt man aber
die Restriktionen für die von Schwarz-Rot
noch prinzipiell zugelassenen REITS (Real
Estate Investment Trusts) fallen, wie bei
Schwarz-Gelb gerade diskutiert wird, dann
erzeugt man genau das Gegenteil: mehr
Spekulation und Unsicherheit sowie über
höhere Mietpreise weniger Binnennach-
frage.

Die positiven Effekte „richtiger“ Regu-
lierungen sollten nicht unterschätzt wer-
den: Sie wirken über die davon wesentlich
beeinflusste Binnennachfrage auch positiv
auf die öffentlichen Haushalte zurück. Je
mehr es – neben den direkt wirkenden öf-
fentlichen Ausgaben – durch Regulierung
gelingt, mit zusätzlicher Binnennachfrage
die bisherige Exportnachfrage zu ersetzen,
umso höher sind die öffentlichen Einnah-
men. Denn der Export ist von der Mehr-
wertsteuer befreit, die Binnennachfrage
nicht. Der vollständige Ersatz des letztjähri-
gen Exportüberschusses würde 30 Mrd. €

zusätzliche Steuereinnahmen ergeben. Die-
se quasi automatische Mehrwertsteuerer-
höhung wäre allemal jeder Steuersatzer-
höhung bei der Mehrwertsteuer vorzuzie-
hen, die eine weitere Beschneidung der Bin-
nennachfrage bedeuten würde.

Aber wahrscheinlich ist die Hoffnung
auf Klugheit, Lernbereitschaft und Mut der
Politik – wie es sich vormals schon häufig
gezeigt hat – nur begrenzt tragfähig. Selbst
wenn die konkrete Umsetzung des Koaliti-
onsvertrages abzuwarten bleibt: Der Ein-
druck gilt, dass das noch 2008 auch von
konservativer Seite geteilte Erschrecken
über die Krise und ihre Ursachen, darunter
vor allem die soziale Ungleichheit, entwe-
der geheuchelt war oder jeden Tag mehr
vom „Weiter so“ verdrängt wird. Auf dieser
Basis wird die Krise lange dauern, vielleicht
gelegentlich gemildert von einem müden
nationalen Wachstum – das allerdings
selbst bei wieder anziehender Weltkon-
junktur nicht mehr sicher ist.

6 Bündnis Kindergrundsicherung (2009). Ähnlich ar-
gumentieren Bündnis gegen Kinderarmut (2009)
sowie Bundesjugendkuratorium (2009).
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